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(Nr. 13480.) Verordnung über die Einführung preußiſcher Geſetze, Verordnungen und Verwaltungs⸗ 
vorſchriften im ehemaligen Gebiete des Freiſtaats Waldeck. Vom 25. März 1930. 


Auf Grund des Artikels 2 § 13 Abſ. 2 des zwiſchen Preußen und Waldeck über die Ver— 
einigung Waldecks mit Preußen am 23. März 1928 abgeſchloſſenen Staatsvertrags in Verbindung 
mit § 2 des Geſetzes über die Vereinigung des Freiſtaats Waldeck mit dem Freiſtaate Preußen 
vom 25. Juli 1928 (Geſetzſamml. S. 179) wird folgendes verordnet: 


Einziger Artikel. 
Die nachſtehend aufgeführten preußiſchen Geſetze und Verordnungen werden für das Gebiet 
des ehemaligen Freiſtaats Waldeck in Kraft geſetzt: 

1. Geſetz, betreffend den Austritt aus den Religionsgeſellſchaften öffentlichen Rechtes, 
vom 30. November 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 119); 

2. Geſetz, betreffend den Betrieb des Hufbeſchlaggewerbes, vom 18. Juni 1884 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 305); 

3. Geſetz, betreffend die Dienſtbezüge der Kreistierärzte, vom 24. Juli 1904 (Geſetz— 
ſamml. S. 169); 

4. Verordnung der Preußiſchen Staatsregierung zur Ausführung des Betriebsrätegeſetzes 
vom 4. Februar 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 147) vom 8. März /25. September 1920 
(Geſetzſamml. S. 57/429); 

5. Verordnung des Preußiſchen Staatsminiſteriums zur Ausführung des 8 61 des 
Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 147) in den dem Finanz⸗ 
miniſter und dem Miniſter des Innern unterſtellten Zweigen der Staatsverwaltung 
vom 7. Februar 1921 (Geſetzſamml. S. 271) einſchl. der ergangenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen und der Wahlordnung vom 18. Februar 1921 (FM Bl. S. 158) nebſt 
Anderungen. 


Berlin, den 25. März 1930. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. Grimme. Waentig. 


(Nr. 13481.) Verordnung über die Dienſtbezüge der Beamten der Preußiſchen Staatsbank (See⸗ 
handlung). Vom 26. März 1930. 


Auf Grund des § 9 Abſ. 2 des Geſetzes über die Preußiſche Staatsbank (Seehandlung) 
vom 22. Februar 1930 (Geſetzſamml. S. 19) wird folgendes verordnet: 
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Geſetzſammlung 1930. (Nr. 13 480—13 482.) 


43 Preuß. Geſetzſammlung 1930. Nr. 11, ausgegeben am 27. 3. 30. 


§ 1. 

Die Vorſchriften des Geſetzes über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten 
(Preußiſches Beſoldungsgeſetz) vom 17. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 223) mit Ausnahme 
des § 30 ſowie die Preußiſchen Beſoldungsvorſchriften vom 30. März 1928 (PrBeſBl. S. 157) 
mit ihren jeweiligen Abänderungen und Ergänzungen finden auf die Beamten der Preußiſchen 
Staatsbank (Seehandlung) entſprechende Anwendung, ſoweit nachſtehend nichts anderes 
beſtimmt iſt. b 

9257 
(1) Die planmäßigen Beamten der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung) erhalten folgende 
Grundgehälter: 
Feſte Gehälter. 
Beſoldungsgruppe 4 (22 000 AM) 
Präſident, 
Beſoldungsgruppe 7 (16 000 RAM) 
Staatsfinanzrat als Stellvertreter des Präſidenten. 
Aufſteigende Gehälter mit feſten Grundgehaltsſätzen. 
Beſoldungsgruppe 1a (840012 600 RM) 
Staatsfinanzräte als Mitglieder der Generaldirektion, 
Beſoldungsgruppe 2b (44008400 AM) 
Oberfinanzräte als ſtellvertretende Mitglieder der Generaldirektion, Direktoren beſonders 
wichtiger Abteilungen, Staatsbankkommiſſar 
(ſämtlich außerdem eine de hal ese Zulage von je 1200 RM jährlich), 
Juſtitiar, 
Beſoldungsgruppe 2 0 (4800 7800 AM) 

Bankräte 
(außerdem für Bankräte in Stellen von beſonderer Bedeutung eine ruhegehalts— 
fähige Zulage von je 600 RM jährlich), 

Beſoldungsgruppe Ab (2800-5000 Ad) 

Bankoberſekretäre (bisher Bankoberinſpektoren, Bankinſpektoren und Bankoberſekretäre) 
(nach Maßgabe des ſachlichen Bedürfniſſes können zwanzig geſchäftsleitenden Bank⸗ 
oberſekretären oder Gruppenleitern ruhegehaltsfähige Zulagen von je 500 He 
jährlich gewährt werden), 

Beſoldungsgruppe 6 (2000-3500 RM) 

Bankſekretäre 
(die gegenwärtigen Stelleninhaber erhalten die Bezüge der Gruppe A 5 [2300 bis 
4200 RM], jofern fie vor dem 1. April 1923 im Bürodienſte tätig waren und ihre 
Tätigkeit der der ſonſt in Gruppe A 5 eingeſtuften Beamten gleichwertig ift), 

Beſoldungsgruppe 7a (2400-3200 ) 
Hausinſpektor als Materialienverwalter, 
Kaſſenbotenmeiſter, 

Beſoldungsgruppe 7b (2000-8000 AM) 
Obergeldzähler als Kaſſenaſſiſtenten, 

Beſoldungsgruppe 9 (17002600 RM) 
Geldzähler, 

Beſoldungsgruppe 10 a (1600-2400 AM) 
Amtsgehilfen. 


(2) Daneben erhält der Präſident eine nichtrühegehaltsfähige Autocad ag von 
jährlich 2000 AM. 
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8 3. 

Den Beamten können vom Finanzminiſter unter Berückſichtigung der Erforderniſſe des 
Bankbetriebs als Leiſtungszulagen nichtruhegehaltsfähige, jederzeit widerrufliche Zuwendungen 
aus dem Geſchäftsgewinn im Rahmen der dafür im Staatshaushaltsplane vorgeſehenen Mittel 
gewährt werden. ' 

8 4. 

Die im $ 2 vorgeſehenen Sätze können durch Verordnung des Staatsminiſteriums jeder⸗ 
zeit geändert werden. 

8 5. 

() Die Vorſchriften dieſer Verordnung treten mit Wirkung vom 1. Januar 1930 
an in Kraft. 

2) Bis zu dieſem Zeitpunkte behält es bei der durch Erlaß des Finanzminiſters vom 
23. Juni 1928 — I A 2. 5977 a — getroffenen vorläufigen Beſoldungsregelung ſein Bewenden. 

(8) Die Verordnung vom 22. September 1922 (FMBl. S. 568) und ihre Ergänzungen 
werden aufgehoben. 


8 6. 


Die Vorſchriften zur Ausführung dieſer Verordnung erläßt der Finanzminiſter. 


Berlin, den 26. März 1930. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13482.) Verordnung über die Dienſtbezüge der Beamten der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchafts⸗ 
laſſe. Vom 26. März 1930. a f 
Auf Grund des Artikels II § 3 Abſ. 2 des Geſetzes über die Preußiſche Zentralgenoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe uſw. vom 28. April 1928 (Geſetzſamml. S. 105) wird folgendes verordnet: 


s 1. 

Die Vorſchriften des Geſetzes über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten 
(Preußiſches Beſoldungsgeſetz) vom 17. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 223) mit Ausnahme 
des § 30 ſowie die Preußiſchen Beſoldungsvorſchriften vom 30. März 1928 (PrBeſBl. S. 157) 
mit ihren jeweiligen Abänderungen und Ergänzungen finden auf die Beamten der Preußiſchen 
Zentralgenoſſenſchaftskaſſe entſprechende ed ſoweit nachſtehend nichts anderes beſtimmt ift. 


8 2. 
Die Beamten der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe erhalten folgende Grundgehälter: 
Beſoldungsgruppe 2b (4400-8400 AM) 
Oberfinanzräte als ſtellvertretende Mitglieder des Direktoriums, 
Direktoren beſonders wichtiger Abteilungen, 
Oberbankräte 
(ſämtlich außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von je 1200 RM jährlich), 
Beſoldungsgruppe 2 (4800-7800 RM) 
Bankräte, 
(außerdem für Bankräte in Stellen von beſonderer Bedeutung eine ruhegehalts⸗ 
fähige Zulage von je 600 RM jährlich), 
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Beſoldungsgruppe 4b (2800—5000 RN) 

Bankoberſekretäre (bisher Bankoberinſpektoren, Bankinſpektoren und Bankoberſekretäre) 
nach Maßgabe des ſachlichen Bedürfniſſes können vierzehn geſchäftsleitenden Bank— 
oberſekretären oder Gruppenleitern ruhegehaltsfähige Zulagen von je 500 AM 
jährlich gewährt werden), 

Beſoldungsgruppe 6 (2000-3500 AM) 
Bankſekretäre 
(die gegenwärtigen Stelleninhaber erhalten die Bezüge der Gruppe A 5 (2300 bis 
4200 RM), ſofern fie vor dem 1. April 1923 im Bürodienſte tätig waren und ihre 
Tätigkeit der der ſonſt in Gruppe X 5 eingeſtuften Beamten gleichwertig iſt), 
Beſoldungsgruppe 7a (24003200 Ach) 
Materialienverwalter, 
Kaſſenbotenmeiſter, i 
Beſoldungsgruppe 7b (2000-3000 Rd) 
Obergeldzähler als Kaſſenaſſiſtenten, 
Beſoldungsgruppe 9 (1700-2600 RAM) 
Geldzähler. we 


* 


83 

Ss . 
Den Beamten können vom Finanzminiſter unter Berückſichtigung der Erforderniſſe des 
Bankbetriebs als Leiſtungszulagen nichtruhegehaltsfähige, jederzeit widerrufliche Zuwendungen 


aus dem Geſchäftsgewinne gewährt werden. 5 ; 


§ 4. 
Die im § 2 vorgeſehenen Sätze können durch Verordnung des Staatsminiſteriums jederzeit 
geändert werden. 
(1) Die Vorſchriften dieſer Verordnung treten mit Wirkung vom 1. Januar 1930 an in Kraft. 
(2) Bis zu dieſem Zeitpunkte behält es bei der durch Erlaß des Finanzminiſters vom 
23. Juni 1928 —TA 2.5977 a — getroffenen vorläufigen Beſoldungsregelung ſein Bewenden. 
(3) Die Verordnung vom 22. September 1922 (FM Bl. S. 568) und ihre Ergänzungen 
werden aufgehoben. f 
8 6. 


Die Vorſchriften zur Ausführung dieſer Verordnung erläßt der Finanzminiſter. 
Berlin, den 26. März 1930. 


Siegel) Rx Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
15 ann. Höpker Aſchoff. 


rr ff . 
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